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FERNZÜGE/FERNBUSSE

Maskenpflicht soll 
bestehen bleiben
In der Bundesregierung gibt es 
bisher keine Überlegungen, die 
FFP2-Maskenpflicht in Fernzü-
gen und -bussen aufzuheben. 
Eine Sprecherin des Gesund-
heitsministeriums vernein-
te das am Montag in Berlin auf 
Nachfrage und verwies auf das 
geltende Infektionsschutzge-
setz und die darin enthalte-
nen Vorgaben. Das Gesetz sei 
beschlossen und innerhalb 
der Regierungskoalition ab-
gestimmt. Über die Masken-
pflicht im Nahverkehr können 
laut Infektionsschutzgesetz die 
Bundesländer selbst entschei-
den. (dpa)

KLIMA-RANKING

Deutschland fällt um  
drei Plätze zurück
Dänemark, Schweden und Chi-
le sind Vorreiter beim Klima-
schutz. In einem von German-
watch und dem „NewClima 
Institute“ veröffentlichten Ran-
king belegen die skandinavi-
schen Staaten und das südame-
rikanische Land die Plätze vier 
bis sechs. Die ersten drei Plät-
ze bleiben symbolisch leer, weil 
sich noch kein Land ausrei-
chend bemühe, die Erderwär-
mung bei 1,5 Grad Celsius zu 
stoppen. Deutschland belegt in 
dem Ländervergleich Rang 16 
und hat sich damit im Vergleich 
zum Vorjahr um drei Plätze 
verschlechtert. (epd)

SÖDER/HERRMANN

Hohe Geldstrafe nach 
heftiger Beleidigung
Nach einer Schimpftirade mit 
Beleidigungen des bayerischen 
Ministerpräsidenten Markus  
Söder und des Innenministers  
Joachim Herrmann ist ein 
34-jähriger Augsburger zu einer 
Geldstrafe von 16 500 Euro ver-
urteilt worden. Das Amtsge-
richt Augsburg rechnete in die 
Strafe auch eine frühere Verur-
teilung wegen Bedrohung ein. 
Er hatte die Politiker als „Hu-
rensöhne“, „Vollidioten“ und 
„verlogene, korrupte, machtgei-
le, charakterlose und ehrenlose 
Kreaturen“ bezeichnet. Beide 
seien „Berufsverbrecher“, die 
ins Gefängnis sollten. (dpa)

LEUTE in der Politik

Anna-Nicole Heinrich, 25, Präses der 
Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD), sieht sich mit 
einer Petition durch kirchennahe CDU-
Politiker konfrontiert. Grund ist die 
Unterstützung der Synode für die Kli-
maaktivisten der „Letzten Generation“. 
„Wir halten die Unterstützung gewalt-
bereiter Aktivisten in einem demo-
kratischen Gemeinwesen für friedens-
feindlich und brandgefährlich“, heißt 
es in dem Text, den der Evangelische 
Arbeitskreis der CDU Nordrhein-West-
falen auf den Weg bringen will. Für das 
Papier will man deutschlandweit Un-
terschriften sammeln. Heinrich habe 
bei der EKD-Synode in Magdeburg 
solche Straßenblockaden als legitimes 
Mittel zivilen Widerstands bezeichnet, 
heißt es. „Dieser Ansicht widerspre-
chen wir“, so die Politiker. (KNA)

Franziska Brantner, 
43, parlamentarische 
Staatssekretärin im 
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klima-
schutz, Grüne, wird 
heute in Taiwan erwar-

tet. Während des zweitägigen Besuchs 
sei unter anderem ein Treffen mit Vize-
Außenminister Alexander Tah-ray Yui 
geplant, teilte das taiwanische Außen-
ministeriums in Taipeh mit. Das Deut-
sche Institut in Taiwan berichtete, dass 
Brantner mit einer Reihe hochrangi-
ger Regierungsvertreter zusammen-
kommen werde. Die Spannungen um 
Taiwan hatten sich jüngst verschärft. 
China betrachtet die Insel nur als Teil 
der Volksrepublik und droht mit einer 
Eroberung. Auch versucht Peking, Tai-
wan international zu isolieren. (dpa)

Jakob Kreidl, 70, CSU, 
Ex-Landrat des bay-
erischen Landkrei-
ses Miesbach, verliert 
wegen der Miesbacher 
Sparkassenaffäre mög-
licherweise seine Pen-

sion. Die Landesanwaltschaft erhob 
am Freitag Disziplinarklage gegen ihn 
„mit dem Ziel der Aberkennung des 
Ruhegehalts“. Das Landgericht Mün-
chen II hatte den früheren Landrat im 
Mai dieses Jahres auch in einem zwei-
ten Prozess wegen Untreue verurteilt, 
ebenso wie den ehemaligen Vorstands-
chef der Sparkasse Miesbach-Tegern-
see, Georg Bromme (Az.: 1 StR 144/20). 
Der lockere Umgang der beiden Her-
ren mit den Sparkassen-Geldern hatte 
vor knapp zehn Jahren für erheblichen 
Wirbel gesorgt. (dpa)

Diether Dehm, 72, Lin-
ken-Politiker, soll aus 
seiner Partei ausge-
schlossen werden. Par-
teichef Martin Schirde-
wan stellte sich hinter 
einen entsprechenden 

Antrag, der Dehm parteischädigendes 
Verhalten vorwirft. Der Antrag wirft 
Dehm unter anderem auch einen ahis-
torischen Holocaust-Vergleich vor und 
zitiert ihn mit den Worten: „Die größ-
te Verbrecherorganisation nach der SS 
war die Nato und das ist die Nato auch 
heute noch.“ Damit dürften Spekulatio-
nen über eine mögliche Spaltung der 
Linken in die nächste Runde gehen. 
Dehm gilt als Vertrauter der früheren 
Bundestagsfraktionschefin Sahra Wa-
genknecht, die die Gründung einer 
neuen Partei erörtert hatte. (dpa)

Petition gegen sie geplant Reise nach Taiwan Pension steht auf der Kippe Ihm droht der Ausschluss

ONLINE HEUTE
IHRE MEINUNG

Abstimmung vom 14.11.2022 
Sollten wir uns beim Böllern ein-
schränken?

72,00% – Ja, das ist angesichts der 
Krisenlage angebracht.

28,00% – Nein, Böllern ist ein Zei-
chen von Optimismus.

Frage heute: Hat die Union Recht, 
wenn sie das Bürgergeld blockiert?

www.suedkurier.de/umfrage
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Berlin – Der Bundesrat hat das Bürger-
geld-Vorhaben der Ampel-Regierung 
vorerst gestoppt. Nun muss sich der Ver-
mittlungsausschuss um einen Kompro-
miss bemühen. Dabei drängt die Zeit. 
Gelingt bis zur Sitzung des Bundes-
rats am 25. November keine Einigung, 
kann das Gesetz, das Hartz IV ersetzen 
soll, nicht wie geplant Anfang Januar 
in Kraft treten. Doch die Union machte 
klar, dass sie das Gesetz nur nach weit-
reichenden Änderungen billigen wird.

Thorsten Frei, parlamentarischer 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, sagte unserer Redak-
tion: „Wer das Prinzip ‚Fördern und 
Fordern’ aufgeben will, kann von uns 
keine Zustimmung erwarten.“ Den Weg 
zu einem „bedingungslosen Grundein-
kommen“ werde die Union nicht mitge-
hen. Der CDU-Politiker weiter: „Es darf 
kein Zweifel daran gelassen werden, 
dass Sanktionen von Anfang an ver-
hängt werden können.“

Am Montag war die Länderkammer 
zu einer Sondersitzung zusammenge-
kommen, um über die in der Vorwoche 
vom Bundestag beschlossene Einfüh-
rung eines Bürgergelds zu entschei-
den. Mit dem will die Koalition aus SPD, 
Grünen und FDP die Versorgung von 
Langzeitarbeitslosen neu regeln. Vor-
gesehen sind höhere Regelsätze, größe-
re Schonvermögen, die zunächst nicht 
aufgezehrt werden müssen, sowie eine 
bessere Förderung von Aus- und Wei-
terbildung.

Sanktionen, die bisher etwa verhängt 
werden können, wenn Termine beim 
Jobcenter nicht eingehalten werden, 
sollen dagegen weitgehend abgebaut 
werden. CDU und CSU kritisieren das 
als Abkehr von einem bewährten Prin-

zip, das auch auf Konsequenz setzt. Aus 
ihrer Sicht nimmt das Gesetz in seiner 
geplanten Form Arbeitslosen die Moti-
vation, wieder einen Job anzunehmen. 
Wie zuvor bereits angekündigt, verwei-
gerten die Länder, die von der Union re-
giert oder mitregiert werden, dem Vor-
haben im Bundesrat ihre Zustimmung.

Bundesarbeitsminister Hubertus 
Heil (SPD) kündigte postwendend an, 
nun den Vermittlungsausschuss von 
Bundestag und Bundesrat einzuschal-
ten. Das Gremium kann laut Satzung 
frühestens am kommenden Samstag 
zusammenkommen. „Meine Hand zur 
Lösung ist ausgestreckt“, sagte Heil. Er 
halte „Kompromiss für kein Schimpf-
wort.“ Beide Seiten müssten sich nun 
bewegen, forderte Heil, „bei gutem Wil-
len gelingt das auch“.

Nach den Plänen der Ampel soll das 
Bürgergeld ab dem kommenden Jahr 
das umstrittene Arbeitslosengeld II, im 
Volksmund Hartz IV genannt, ablösen. 
Langzeitarbeitslose würden den Plänen 

zufolge höhere Regelsätze erhalten, al-
leinstehende etwa statt 449 Euro dann 
502 Euro im Monat. In diesem Punkt 
hat die Union keine Einwände. Doch 
ihr Angebot, die Erhöhung aus dem 
Entwurf auszukoppeln und zum 1. Ja-
nuar 2023 separat in Kraft treten zu las-
sen, haben die Ampel-Fraktionen abge-
lehnt.

Die FDP zeigte sich gegenüber CDU 
und CSU offen für eine Einigung. Deren 
Kritik etwa an der Höhe der Schonver-
mögen nehme man ernst, betonte So-
zialpolitiker Jens Teutrine. „Ein sachge-
rechter Kompromiss wird an uns nicht 
scheitern. Zu begrüßen wäre es, wenn 
wir bei den Hinzuverdienstregelun-
gen noch mehr verbessern würden, um 

den Arbeitsanreiz zu erhöhen“, sagte er. 
Der FDP-Politiker warnte aber auch vor 
„parteitaktischen Manövern in Form 
von Totalblockaden oder Verzögerungs-
taktiken“.

Die Grünen-Fraktionsvorsitzende 
Britta Haßelmann drängte CDU und 
CSU zum Einlenken in der Sache: „Eine 
weitere Blockadehaltung der Union 
setzt ein Reformpaket aufs Spiel, das 
für mehr soziale Sicherheit sorgt und 
Menschen besser unterstützt.“ Das Bür-
gergeld sei auch eine Weiterbildungsof-
fensive für die betroffenen Menschen, 
betonte sie. Zudem helfe es der Wirt-
schaft bei der Suche nach Arbeits- und 
Fachkräften und verringere Bürokratie 
in den Jobcentern.

Union lässt Bürgergeld 
im Bundesrat scheitern

  ➤ CDU verlangt nach weit- 
reichenden Änderungen

  ➤ Nun ist der Vermittlungs-
ausschuss gefragt

Vermittlungsausschuss
Der Name sagt es schon: Der Vermitt-
lungsausschuss (VA) soll bei Streitigkei-
ten zwischen Bundestag und Bundes-
rat vermitteln. Beide Seiten schicken 
dafür 16 Mitglieder in das Gremium. 
Auf Länderseite sind für Baden-Würt-
temberg Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann (Grüne) und für Bayern 
Europa-Staatsministerin Melanie Huml 
(CSU) vertreten. Die Bundestags-Sei-
te vertreten unter anderem Thorsten 
Frei (Baden-Württemberg, CDU) und 
Stefan Müller (Bayern, CSU). Oft wird 
in Unterausschüssen weiterberaten. 
Weichen Beschlüsse des VA von denen 
des Bundestages ab, ist eine erneute 
Beschlussfassung im Bundestag erfor-
derlich. In der letzten Legislaturperiode 
wurde der VA sieben Mal angerufen, 
davor drei Mal. Die Zahl der verabschie-
deten Gesetze lag jeweils bei etwa 
550. (lan)
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Das lesen Sie zusätzlich online

Baden-Württemberg hat 
sich im Bundesrat beim 
Bürgergeld enthalten: 
www.sk.de/11361527

Nusa Dua – Es sind die kleinen Details, 
auf die es bei einem Gipfeltreffen von 
solch historischer Bedeutung ganz be-
sonders ankommt: Als Joe Biden auf 
der indonesischen Insel Bali geraden 
Schrittes auf Xi Jinping zuschreitet, 
strecken sich die beiden Staatschefs lä-
chelnd ihre rechte Hand entgegen. Eine 
Selbstverständlichkeit ist dies nicht: 
Dem deutschen Kanzler Olaf Scholz 
war während seines Peking-Besuchs 
zu Beginn des Monats kein Handschlag 
mit Xi vergönnt.

Mit maximaler Spannung wurde das 
erste persönliche Gespräch zwischen 
Xi und Biden erwartet. Von den bilate-
ralen Beziehungen zwischen den USA 
und China hängt schließlich maßgeb-
lich ab, ob die internationale Staatenge-
meinschaft erneut in zwei Machtblöcke 
zerfällt oder ob eine multipolare Welt-
ordnung auch friedlich gelingen kann.

Gemessen an der niedrigen Erwar-
tungshaltung startete das Treffen in 
Bali überraschend positiv. Joe Biden 
sagte etwa, man müsse sicherstellen, 
dass aus der Konkurrenz zwischen den 
zwei Ländern kein Konflikt werden dür-
fe: „Die Welt erwartet, dass China und 
die Vereinigten Staaten eine Schlüssel-
rolle bei der Bewältigung globaler Her-
ausforderungen spielen und dass wir in 
der Lage sind, zusammenzuarbeiten.“ 
Auf der anderen Seite des Konferenz-
zimmers, getrennt durch ein riesiges 
Blumengesteck, sprach Xi Jinping da-
von, für ein „freimütiges Gespräch“ be-
reit zu sein, und dass beide Seiten „die 
richtige Richtung“ für die gemeinsa-
men Beziehungen finden müssen.

Bei diesem Prozess hilft durchaus, 
dass die beiden Staatschefs sich schon 
lange kennen. Seither haben sich die bi-
lateralen Beziehungen allerdings rapi-
de verschlechtert. Im Pekinger Regie-
rungssitz Zhongnanhai hat sich längst 
die Wahrnehmung etabliert, dass die 
USA den chinesischen Aufstieg mit al-
len erdenklichen Mitteln verhindern 
wollen.

Zumindest einige positive Signale 
ließen sich dennoch vernehmen. Bei 
den Stellungnahmen nach dem Tref-
fen hat sich Xi Jinping „höchst besorgt 
über die gegenwärtige Situation in der 
Ukraine“ geäußert. Enttäuschend aus 
europäischer Sicht war, dass Xi die zu-
vor in Anwesenheit von Olaf Scholz ge-
tätigte Äußerung, dass man das Drohen 
mit Nuklearwaffen nicht dulden werde, 
nicht wiederholte. Immerhin gibt es et-
liche Felder, die die zwei Weltmächte 
zur Zusammenarbeit zwingen, etwa 
der gemeinsame Kampf gegen die glo-
bale Erderwärmung. Doch bis Redak-
tionsschluss sah es nicht danach aus, 
als wenn die zwei Länder ihre Klima-
gespräche fortsetzen würden.

Es kann nur noch 
besser werden

US-Präsident Biden (re.) begrüßt den chine-
sischen Präsidenten Xi Jinping. BILD:  DPA
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„Wer das Prinzip ‚Fördern und For-
dern’ aufgeben will, kann von uns  
keine Zustimmung erwarten.“

Thorsten Frei, 
Fraktionsgeschäftsführer der CDU
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Hervorheben
Thorsten Frei, parlamentarischer
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, sagte unserer Redak-
tion: „Wer das Prinzip ‚Fördern und
Fordern’aufgeben will, kann von uns
keine Zustimmung erwarten.“Den Weg
zu einem „bedingungslosen Grundein-
kommen“werde die Union nicht mitge-
hen. Der CDU-Politiker weiter: „Es darf
kein Zweifel daran gelassen werden,
dass Sanktionen von Anfang an ver-
hängt werden können.“



